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einzusetzen. Bis auf wenige Städte hatten sich die britischen 
Kommunen und ihre Kommunalverbände, die grundsätzlich 
als europafreundlich einzustufen sind, im Vorfeld des Brexit-
Referendums neutral verhalten. Dies hat sich nachträglich als 
Fehler herausgestellt. Wer ein gemeinsames Europa will, der 
muss auch offen Gesicht dafür zeigen! In diesem Geist ent-
stand als Antwort auf einen zunehmenden Antieuropäismus 
mit „Pulse of Europe“ im Jahr 2016 auch eine Graswurzel-
Initiative, die sich dezentral in den Städten Europas für den 
europäischen Gedanken einsetzt. 

Zunehmender Beliebtheit erfreuen sich auch zeitlich begrenzte 
projektbezogene Partnerschaften, an denen sich beispielswei-
se oft mehrere Städte beteiligen. Wenn diese die Erreichung 
von EU-Politikzielen unterstützen, können sie oft entsprechend 
von Brüssel gefördert werden. Der kommunalen Zusammen-
arbeit in Grenzregionen kommt besondere Bedeutung zu. Hier 
wächst Europa ganz konkret zusammen, beispielsweise durch 
grenzübergreifende Kooperation im Personennahverkehr, bei 
der Entwicklung gemeinsamer Gewerbegebiete oder sogar 
beim Einsatz von medizinischen Rettungsdiensten und Feuer-
wehren (z.B. Euregio Maas-Rhein). Vielfach wird diese Zusam-
menarbeit in sogenannten Euregios oder Europaregionen, in 
denen sich länderübergreifend Kommunen einer Region zu-
sammenschließen, koordiniert und organisiert. Die EU fördert 
Maßnahmen der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit im 
Rahmen des Ziels „Europäische territoriale Zusammenarbeit“ 
(ETZ)  durch ihre INTERREG-Programme.

Europa der Richtlinien und Verordnungen
Auswirkung europäischer Gesetzgebung  
auf kommunales Handeln

Nach Einschätzung des Europäischen Ausschusses der Regi-
onen haben 70% aller Rechtsakte der EU – direkt oder in-
direkt – Auswirkungen auf die Kommunen. Die europäische 
Politik nimmt Einfluss auf kommunales Handeln durch das 

Europa der Begegnung und Partnerschaften 
Der europäische Gedanke spielt seit dem Ende des Zweiten 
Weltkrieges eine besondere Rolle auf der kommunalen Ebene. 
Nach der Erfahrung von Krieg und Zerstörung war die Sehn-
sucht nach Frieden, Versöhnung und Völkerverständigung in 
den Städten und Gemeinden Europas in der Zeit des Wieder-
aufbaus groß. Die Städtepartnerschaftsbewegung hat hierzu 
einen konkreten und wichtigen Beitrag in der Nachkriegszeit 
geleistet. Heute bestehen weit über 19.000 formale Partner-
schaften zwischen Kommunen aus 38 europäischen Staaten. 
Allein die deutschen Kommunen unterhalten über 6.500 
Partnerschaften mit Städten und Gemeinden in anderen eu-
ropäischen Ländern. Diese dienen der Begegnung, schaffen 
Verständnis für andere Lebensarten und Kulturen und tragen 
zum Zusammenwachsen Europas bei. Der Austausch unter 
den Kommunen findet oft auf der Ebene von Schulen und 
Vereinen statt. Eine aktive Partnerschaft lebt vom Engagement 
der Bürger und muss kontinuierlich mit Leben gefüllt werden. 
Kommunale Partnerschaften werden von der EU mit Mitteln 
des Programms „Europa für Bürgerinnen und Bürger“ unter-
stützt. Das Europäische Parlament unterstützt kommunale 
Forderungen nach einer Anhebung der Förderung für kom-
munale Partnerschaften, damit künftig mindestens ein Euro 
pro Einwohner jährlich zur Verfügung stehen kann.

Im Vorfeld der EU-Erweiterungen 2005 und 2007 haben viele 
Städte der alten EU auch Kommunen aus Beitrittsstaaten bei 
der Vorbereitung auf den EU-Beitritt unterstützt – beispiels-
weise durch die Qualifizierung von Personal, die Vermittlung 
von kommunalrelevantem EU-Recht und praktischem Know-
how bei der Fördermittelakquise. Mit Blick auf den Brexit stel-
len kommunale Partnerschaften ein gutes Instrument dar, um 
die engen und freundschaftlichen Bindungen mit dem Verei-
nigten Königreich und seinen Menschen zu erhalten. Der Bre-
xit sollte für die kommunale Ebene auch eine Mahnung sein, 
sich weiterhin offen und direkt für die europäische Integration 
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Kommunen in der Europäischen Union
Die kommunale Ebene stellt mit ihren über 92.000 Kommunen das Fundament der 
Europäischen Union (EU) dar. Das Verhältnis der Kommunen zur EU bzw. zur eu-
ropäischen Integration ist sehr vielschichtig und hat zwei Dimensionen: eine von 
Emotionen geprägte und zum anderen eine mit rechtlichem und administrativem 
Charakter. Aus Sicht der Städte und Gemeinden gibt es also ein Europa der Begeg-
nung und Partnerschaften und ein Europa der Richtlinien und Verordnungen. Bei 
der Vielfalt und Komplexität der Wechselwirkungen zwischen kommunaler und 
EU-Ebene kann dieser Beitrag nur einen Überblick geben und einige zentrale As-
pekte beleuchten. 



171171vhw FWS 4 / Juli – August 2020	 171

die Umweltverträglichkeitsprüfung. Noch aktueller ist das Bei-
spiel der Luftqualitätsrichtlinie, in der das Europäische Parla-
ment und die Mitgliedstaaten Grenzwerte für bestimmte Luft-
schadstoffe festgelegt haben. Die Umsetzung dieser Richtlinie 
in deutsches Recht war Grundlage für die von Gerichten aus-
gesprochenen Fahrverbote in verschiedenen deutschen Städ-
ten. EU-Bürger, die in einem anderen Mitgliedsland der EU le-
ben, besitzen dort auch das aktive und passive Wahlrecht bei 
Kommunalwahlen. Dies ermöglicht ihnen eine demokratische 
Teilhabe an Entscheidungen im unmittelbaren Lebensumfeld 
und fördert die Integration Europas vor Ort. 

Von besonderer Relevanz ist die EU-Förderung lokaler und re-
gionaler Projekte, die insbesondere strukturschwachen Regio-
nen und Städten mit sozialen und wirtschaftlichen Problemen 
zugutekommt und Europa auch vor Ort sicht- und erfahrbarer 
macht. So werden mit Mitteln der EU-Struktur- und Investi-
tionsfonds eine bessere und moderne Infrastruktur, die Un-
terstützung des Strukturwandels in alten Industrieregionen, 
die Schaffung neuer Arbeitsplätze und die Qualifizierung von 
Arbeitslosen, die Sanierung von Stadtvierteln, Klimaschutz-
maßnahmen oder Projekte im ländlichen Raum gefördert 
– zumeist aus dem Europäischen Fonds für Regionale Ent-
wicklung (EFRE), dem Europäischen Sozialfonds (ESF) oder 
dem Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen 
Raums (ELER). Die EU-Förderungen müssen in der Regel mit 
Eigenmitteln der Kommunen und/oder nationalen, regionalen 
und lokalen Finanzhilfen kofinanziert werden. 

Seit 2007 hat die städtische Dimension in der EU-Kohäsions-
politik an Bedeutung zugenommen und bildet in der ablau-
fenden Förderperiode einen Schwerpunkt. Dabei werden in 
der Förderperiode 2014 bis 2020 in Deutschland rund 1,5 
Mrd. Euro aus dem EFRE allein für Stadtentwicklungsprojek-
te eingesetzt. In der kommenden Förderperiode soll die För-
derung der städtischen Dimension ausgeweitet werden. Ab 
2021 sollen mindestens 6% des EFRE-Budgets in die nach-
haltige Stadtentwicklung fließen. Der Vorschlag der EU-Kom-
mission für die 2021 beginnende neue Förderperiode kommt 
vielen Forderungen der Kommunen aus der Erklärung der Co-
hesion Alliance nach. Entscheidend ist nun, dass sich die Mit-
gliedstaaten möglichst rasch in der zweiten Jahreshälfte unter 
deutscher Ratspräsidentschaft auf eine entsprechende Aus-
stattung der Kohäsionspolitik im mehrjährigen Finanzrahmen 
der EU für die Jahre 2021 bis 2027 einigen. Auch erforderliche 
zusätzliche Maßnahmen zur Bewältigung der Covid-19-Krise 
werden hierbei berücksichtigt werden müssen. 

Stellung und Bedeutung der Kommunen  
in der EU
Die Kommunen tragen durch die Erbringung von Dienstleis-
tungen der öffentlichen Daseinsvorsorge und vielfältige Auf-
gaben, die sie insbesondere im sozialen Bereich innerhalb des 
Gesamtstaats übernehmen, einen entscheidenden Beitrag 

Setzen sozialer und ökologischer Standards, den Verbrau-
cherschutz oder durch die Regeln des EU-Binnenmarktes 
(EU-Wettbewerbs- und Vergaberecht), aber auch durch EU-
Handelsabkommen. Zu den Bereichen, auf die europäisches 
Recht Einfluss hat, zählen beispielsweise das Personalwesen, 
das Sparkassenwesen, das Abfallrecht, die wirtschaftliche Be-
tätigung der Kommunen, die Wirtschaftsförderung oder das 
Vergabewesen sowie die Digitalisierung der öffentlichen Ver-
waltung.

Da bei der Erbringung von Leistungen der Daseinsvorsorge 
grundsätzlich auch EU-Wettbewerbsrecht und die Regeln zur 
öffentlichen Auftragsvergabe der EU beachtet werden müs-
sen, besteht hier eine kommunale Europabetroffenheit in ei-
nem besonders sensiblen Bereich. Denn die Bandbreite dieser 
in Deutschland von den Kommunen verantworteten gemein-
wohlorientierten Dienstleistungen reicht von der Versorgung 
mit Trinkwasser und Energie sowie der Entsorgung von Abfall 
und Abwasser über den ÖPNV bis hin zu den Bereichen Bil-
dung, Schule, Gesundheit und vielfältigen sozialen Dienstleis-
tungen. Der Vertrag von Lissabon (Protokoll Nr. 26) von 2007 
unterstreicht „die wichtige Rolle und den weiten Ermessens-
spielraum der nationalen, regionalen und lokalen Behörden in 
der Frage, wie Dienste von allgemeinem wirtschaftlichem In-
teresse auf eine den Bedürfnissen der Nutzer so gut wie mög-
lich entsprechende Weise zur Verfügung zu stellen, in Auftrag 
zu geben und zu organisieren sind“. Dies stärkt die Stellung 
der in den Mitgliedstaaten traditionell gewachsenen Struktu-
ren der Daseinsvorsorge. Das bestehende Spannungsverhält-
nis zwischen EU-Binnenmarkt, dessen Regeln auch weiterhin 
beachtet werden müssen, und kommunaler Selbstverwaltung 
wurde damit immerhin etwas entschärft.

Abb. 1: Hinweisschilder auf Partnerschaftsstädte in der Stadt Teltow (Foto: 
Jost)

Auch die EU-Gesetzgebung im Bereich der Umweltpolitik 
berührt die Kommunen unmittelbar. So muss z.B. die Fauna-
Flora-Habitat-Richtlinie, die das Ziel verfolgt, die biologische 
Vielfalt in Europa zu erhalten, von Kommunen bei der Bauleit-
planung ebenso berücksichtigt werden wie die Richtlinie über 
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wird die kommunale Selbstverwaltung zusätzlich gestärkt 
(Art. 5 Absatz 3 EUV): „Nach dem Subsidiaritätsprinzip wird 
die Union in den Bereichen, die nicht in ihre ausschließliche 
Zuständigkeit fallen, nur tätig, sofern und soweit die Ziele der 
in Betracht gezogenen Maßnahmen von den Mitgliedstaaten 
weder auf zentraler noch auf regionaler oder lokaler Ebene 
ausreichend verwirklicht werden können, sondern vielmehr 
wegen ihres Umfangs oder ihrer Wirkungen auf Unionsebe-
ne besser zu verwirklichen sind.“ (Art. 5 Absatz 3 EUV). Der 
AdR erhält ein Klagerecht vor dem Europäischen Gerichtshof 
bei Verletzungen des Subsidiaritätsprinzips durch EU-Rechts-
akte oder wenn Anhörungsrechte des AdR im Rahmen des 
Rechtsetzungsverfahren missachtet wurden. Weitere Ände-
rungen, die aus kommunaler Sicht als Fortschritte gewertet 
wurden, sind die Subsidiaritätskontrolle durch die nationalen 
Parlamente sowie die Einführung eines Gesetzesfolgenab-
schätzungsverfahrens und eines Konsultationsrechts für die 
repräsentativen europäischen Kommunalverbände in Brüssel. 
Vor allem Letzteres hat bisher nicht die erhoffte Wirkung bzw. 
Intensität erreichen können.

Abb. 2: Straßenbenennung nach der französischen Partnerstadt in Teltow 
(Foto: Jost)

Leipzig Charta und Urban Agenda 
Die EU-Kommission hat die besondere Bedeutung der Kom-
munen im europäischen Mehrebenensystem erkannt und will 
ihre Expertise und ihr Innovationspotenzial bei der Gestaltung 
von EU-Politik stärker nutzen. Dabei konzentriert sie sich vor 
allem auf Europas Städte. Mit der auf Initiative der deutschen 
Ratspräsidentschaft 2007 ins Leben gerufenen Leipzig Charta 
für eine nachhaltige Stadtentwicklungspolitik in Europa sowie 
dem Pakt von Amsterdam von 2016 mit der daraus hervorge-
henden Urban Agenda hat die EU die städtische Dimension 
noch mehr in den Blick genommen. Die Urban Agenda zielt 
darauf ab, die Städte stärker in die Konzeption und Durch-
führung von EU-Politiken einzubinden. Durch bessere Geset-
zesfolgeabschätzung und bessere Rechtsetzung sollen städti-
sche Belange intensiver berücksichtigt werden. Zudem sollen 
EU-Förderprogramme stärker an den Bedarfen der Städte 

zum gesellschaftlichen und sozialen Zusammenhalt und zum 
Funktionieren des Alltags der Menschen in Europa bei. Auch 
während der Covid-19-Krise zeigt sich erneut, dass sie ein 
Stabilitätsanker sind und auf sie Verlass ist. Auch ein großer 
Teil der EU-Vorschriften wird auf kommunaler Ebene imple-
mentiert. Die Bewältigung von zentralen Herausforderungen 
wie Klimaschutz („Green Deal“), Digitalisierung, Verkehrs- 
und Energiewende oder die Integration  von Migranten und 
die Aufnahme von  Flüchtlingen sind ohne die Kommunen als 
Partner nur schwer vorstellbar. Sie sind überdies ein bedeu-
tender Wirtschaftsfaktor in Europa. Gemeinsam mit den Re-
gionen verantworten sie über die Hälfte der Investitionen der 
öffentlichen Hand. Aufgrund ihrer Bedeutung für die EU, ihrer 
Kenntnisse lokaler Gegebenheiten und ihrer Nähe zum Bürger 
haben die Kommunen stets mehr Beteiligungsmöglichkeiten 
und Aufmerksamkeit für kommunale Belange eingefordert.

Bis zur Einführung des Europäischen Binnenmarktes und 
dem Inkrafttreten des Maastricht-Vertrages 1993 spielte die 
kommunale Ebene bei der Formulierung gemeinschaftlicher 
Politiken viele Jahre nur eine nachgeordnete Rolle. In diesem 
Zusammenhang wird von einer „Kommunalblindheit“ der EU 
gesprochen. Die bereits 1988 in Kraft getretene Europäische 
Charta der kommunalen Selbstverwaltung verpflichtet die 
Vertragsstaaten des Europarates zur gesetzlichen Veranke-
rung der kommunalen Selbstverwaltung auf nationaler Ebe-
ne und zur Anwendung von Grundregeln, die die politische, 
verwaltungsmäßige und finanzielle Selbständigkeit der Ge-
meinden gewährleisten. Diese Charta wurde zwar von allen 
EU-Mitgliedstaaten unterzeichnet, doch handelt es sich beim 
Europarat um keine Institution der EU. Daher hat sie auch kei-
ne Wirkung im EU-Recht.

Mit dem Vertrag von Maastricht erhielt die kommunale Ebene 
erstmals mehr Aufmerksamkeit. Mit ihm wird das Subsidiari-
tätsprinzip erstmals in allgemeiner Form im Primärrecht der EU 
verankert und das Kommunalwahlrecht für EU-Bürger einge-
führt. Zudem wird der Ausschuss der regionalen und lokalen 
Gebietskörperschaften (kurz Ausschuss der Regionen – AdR) 
geschaffen. Damit erhielt die EU eine beratende Einrichtung, 
die bei allen regional- und kommunalrelevanten EU-Gesetzes-
vorhaben gehört werden muss. Die Stellungnahmen des AdR 
müssen von den gesetzgebenden Institutionen der EU zwar 
nicht berücksichtigt werden, durch seine Empfehlungen kön-
nen Städte, Gemeinden und Regionen ihre Expertise jedoch 
einbringen und auf lokal und regional unerwünschte Auswir-
kungen europäischer Rechtsakte hinweisen. Die Rolle des AdR 
ist seit seiner Gründung mehrfach gestärkt worden.

Ein Meilenstein für die Kommunen ist der Vertrag von Lissa-
bon, in dem erstmals im Primärrecht der EU explizit das kom-
munale Selbstverwaltungsrecht als Bestandteil der nationalen 
Identität der Mitgliedstaaten anerkannt wird (Art. 4 Absatz 2 
Satz EUV). Durch die ebenfalls erfolgte ausdrückliche Erwei-
terung des Subsidiaritätsprinzips auf die kommunale Ebene 
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munale Partnerschaftsarbeit in Deutschland und informiert 
über EU-Förderprogramme sowie aktuelle kommunalrelevan-
te Vorgänge auf EU-Ebene u.a. in ihrer Mitgliederzeitschrift 
„Europa Kommunal“. Derzeitiger Präsident des RGRE ist der 
Karlsruher Oberbürgermeister Frank Mentrup. Die Interessen 
der deutschen Kommunen werden von den drei kommuna-
len Spitzenverbänden Deutscher Städtetag, Deutscher Städ-
te- und Gemeindebund und Deutscher Landkreistag in Brüssel 
wahrgenommen, die hierfür eigene Europabüros unterhalten 
und sich bei zentralen Themen untereinander abstimmen. Sie 
arbeiten zudem in Gremien des europäischen RGRE mit und 
bilden die Säulen der Deutschen Sektion des RGRE. Darüber 
hinaus arbeiten in Brüssel zahlreiche Regionalvertretungen 
und weitere kommunale Interessenverbände. Deren einfluss-
reichster EUROCITIES vertritt die Interessen der Großstädte.

Auch die kommunalpolitischen Organisationen der Parteien 
in Deutschland befassen sich mit dem Thema Europa in ei-
genen Arbeitsgremien und setzen sich innerhalb ihrer politi-
schen Familie für kommunale Interessen auf EU-Ebene ein. Die 
Sozialdemokratische Gemeinschaft für Kommunalpolitik in 
der Bundesrepublik Deutschland (Bundes-SGK) beispielswei-
se pflegt seit 1979 auch einen intensiven Informations- und 
Erfahrungsaustausch mit Kommunalpolitikern aus anderen 
europäischen Ländern im Rahmen des Netzwerks PES Local. 
Die entscheidenden Ansprechpartner für kommunale Interes-
senvertreter um auf die Gestaltung von EU-Politiken Einfluss 
zu nehmen, sind die drei Akteure im Gesetzgebungsprozess 
der EU: Die EU-Kommission (Gesetzesinitiativrecht) sowie die 
Mitglieder des Europäischen Parlaments und die jeweiligen 
nationalen Regierungen (Rat der EU).

Kommunale Europaarbeit: Win-win für 
Kommunen und die EU
Neben der traditionellen Partnerschaftsarbeit hat die Euro-
paarbeit in den Kommunen, wie bereits beschrieben, durch 
die Zunahme des Einflusses europäischer Gesetzgebung auf 

ausgerichtet werden. Schließlich soll die URBAN Agenda den 
Informationsaustausch unter den Städten und mit der EU-
Kommission befördern. Vor dem Hintergrund der seit 2007 
veränderten Herausforderungen für die Städte in der EU wird 
die Leipzig Charta überarbeitet und soll im Rahmen der deut-
schen EU-Ratspräsidentschaft 2020 im Dezember bei einem 
informellen Ministertreffen in Leipzig beschlossen werden. 
Kritiker mahnen, dass bei der starken Fokussierung der EU-
Kommission auf die Städte der ländliche Raum und seine Ge-
meinden ebenso mehr Aufmerksamkeit erhalten müssen.

Vertretung kommunaler Interessen  
in Europa
Welche Instrumente und Wege bestehen für Kommunen ih-
rerseits, die Formulierung europäischer Politik zu beeinflussen? 
Als Erstes wäre hier der bereits erwähnte AdR zu nennen, der 
den Kommunen und Regionen in der EU eine Stimme verleiht. 
Er wird zwar wegen seiner rein beratenden Funktion zuwei-
len als zahnloser Tiger belächelt, dies wird seiner Rolle aber 
bei Weitem nicht gerecht. Wie bereits beschrieben, hat sein 
Gewicht über die Jahre zugenommen. Die Kommunen in den 
meisten EU-Ländern würden sich über ein solches institutio-
nalisiertes Anhörungsrecht für die kommunale Ebene freuen. 
Die Tatsache, dass von den 24 deutschen Sitzen 21 von den 
Ländern eingenommen werden und somit nur drei für Städte, 
Gemeinden und Kreise übrig bleiben, ist bereits oft von den 
Kommunen beklagt worden und könnte schnell und einfach 
von Bund und Ländern in Deutschland geändert werden.

Der Rat der Gemeinden und Regionen Europas (RGRE) ist der 
traditionsreichste und größte kommunale Interessenverband 
auf europäischer Ebene und zählt über 60 nationale Verbände 
von Städten, Gemeinden und Regionen aus 41 Ländern zu 
seinen Mitgliedern. Seine Gründung im Jahr 1951 geht zurück 
auf die Städtepartnerschaftsbewegung. Die Deutsche Sekti-
on des RGRE (RGRE-DS) wirkt an der Arbeit des europäischen 
Dachverbandes mit. Gleichzeitig unterstützt sie die kom-
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Abb. 3: Wiedersehen nach den coronabedingten Grenzschließungen (Foto: Jürgen Bitter)
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kommunales Handeln an Bedeutung gewonnen. Säulen der 
kommunalen Europaarbeit sind daher die Stärkung der Euro-
pakompetenz der Verwaltung sowie das Sammeln und Sortie-
ren von kommunalrelevanten Informationen aus Brüssel und 
die Weitergabe an die Verwaltung und die Bürger, die Vernet-
zung mit anderen Städten und europapolitischen Akteuren, 
darüber hinaus die Fördermittelakquise sowie die Einflussnah-
me auf EU-Politik. Viele Städte, Gemeinden und Kreise unter-
halten hierfür eigene Europabüros oder Europareferate (Euro-
pabeauftragte), die die Europaarbeit der Kommune bündeln. 
Dabei spielt die Akquise von EU-Fördermitteln eine besonde-
re Rolle, da die oftmals aufwendige Planung und Durchfüh-
rung solcher Prozesse ein besonderes Know-how erfordert. 
Ein Schwerpunkt der kommunalen Europaarbeit liegt auf der 
Vermittlung von Informationen zur EU und nicht zuletzt des 
europäischen Gedankens der Völkerverständigung. Durch ihre 
Nähe zu den Bürgern kommt den Kommunen hierbei auch 
künftig eine besondere Bedeutung zu, die für den Zusammen-
halt der EU und die Entwicklung der europäischen Integration 
nicht zu unterschätzen ist.
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